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Neue Pflichten für Mettmanner Firmen:
Lieferketten im Fokus

Die IHK Düsseldorf berichtet über die wachsende Kritik der
Mettmanner Wirtschaft am LkSG und dessen Auswirkungen

auf KMUs.

Der Schutz der Menschenrechte und der Umwelt ist ein großes
Thema, das viele Unternehmen in Mettmann beschäftigt. Seit
dem 1. Januar 2024 müssen Unternehmen, auch die in
Mettmann ansässigen, sicherstellen, dass ihre Zulieferer in aller
Welt angemessene Standards hinsichtlich Menschenrechten und
Umweltschutz einhalten. Dies geschieht im Rahmen des neuen
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (LkSG), das Unternehmen
dazu verpflichtet, ihre Lieferketten zu überprüfen und etwaige
Risiken aktiv zu managen. Allerdings zeigt eine aktuelle Umfrage
der IHK Düsseldorf und des Kreises Mettmann, dass viele Firmen
den neuen Anforderungen skeptisch gegenüberstehen.

In einer Umfrage, die im Juli 2024 durchgeführt wurde, nahmen
rund 170 Unternehmen aus verschiedenen Sektoren teil, von
denen die Mehrheit kleine bis mittlere Unternehmen mit weniger
als 1000 Mitarbeitenden sind. Die Rückmeldungen der
Unternehmen spiegeln ein beunruhigendes Bild wider: Viele
sehen in den neuen gesetzlichen Vorgaben eine erhebliche
zusätzliche Belastung. Die Anforderung, umfassende Prüfungen
ihrer Lieferketten durchzuführen, wird als zeitintensiv und
kostspielig wahrgenommen. 

Wirtschaftliche Herausforderungen im Blick

Die Unternehmen spüren bereits jetzt die Auswirkungen der



neuen Regularien. Die Umfrage zeigt, dass viele Befragte die
Umsetzung des Gesetzes als herausfordernd erachten.
Besonders kleine Unternehmen empfinden die Anforderungen
als überfordernd, da sie oft nicht über die notwendigen
Ressourcen und Manpower verfügen, um die neuen Standards
zu erfüllen. Das erzeugt nicht nur Angst vor möglichen
Bußgeldern, sondern auch Sorge über die eigene
Wettbewerbsfähigkeit im internationalen Vergleich.

Zudem äußern die Unternehmen Bedenken hinsichtlich der
praktikablen Umsetzbarkeit der Anforderungen. Ein häufig
genannter Kritikpunkt ist die ungewisse Rechtsprechung und die
Interpretation der gesetzlichen Vorgaben. So bestehen Ängste,
dass selbst gutwillige Bemühungen um Compliance nicht
ausreichend sein könnten, um rechtlichen Problemen zu
entgehen. Das sorgt für zusätzliche Unsicherheit in der ohnehin
angespannten wirtschaftlichen Lage.

Einfluss auf die Lieferkette

Ein zentraler Bestandteil des
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes ist die Verantwortung der
Unternehmen für ihre Lieferketten. Dieser Ansatz ist nicht neu,
sondern folgt einem globalen Trend, bei dem immer mehr
Länder ähnliche Gesetze erlassen. Die IHK hebt hervor, dass die
Unternehmen jedoch oft nicht wissen, wie sie die konkrete
Umsetzung anpacken sollen. Sie fordern daher mehr
Unterstützung und klarere Leitfäden von offizieller Seite.

Die bereitgestellten Informationen werden von vielen als
unzureichend empfunden. Im Grunde könnte dies bedeuten,
dass die Unternehmen zwar gesetzlich verpflichtet sind zu
handeln, aber wenig Anleitung erhalten, wie dies konkret
aussehen soll. Somit bleibt die Frage, wie die Unternehmen
sicherstellen können, dass ihre Lieferanten fair und
umweltfreundlich arbeiten, während sie gleichzeitig ihr tägliches
Geschäft weiterführen.



Trotz der Herausforderungen, die das Lieferkettengesetz mit
sich bringt, gibt es auch Stimmen, die die Bedeutung des
Gesetzes betonen. Es stellen sich jedoch auch wichtige Fragen:
Wie kann eine Balance zwischen rechtlichen Verpflichtungen
und der praktischen Umsetzung gefunden werden?
Unternehmen sind gefordert, sich mit diesen komplexen
Aspekten auseinanderzusetzen, um nicht nur rechtliche
Stabilität zu gewährleisten, sondern auch einen positiven
Beitrag zu globalen Standards für Menschenrechte und
Umweltschutz zu leisten.

Auswirkungen des
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes

Die Einführung des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (LkSG)
bringt weitreichende Veränderungen für Unternehmen mit sich.
Insbesondere kleine und mittlere Unternehmen (KMU), die einen
wesentlichen Teil der Wirtschaft im Kreis Mettmann darstellen,
sehen sich neuen Herausforderungen gegenüber. Das Gesetz
verpflichtet Unternehmen, ihre Zulieferketten genau zu
überwachen und sicherzustellen, dass sowohl Menschenrechte
als auch Umweltstandards eingehalten werden. Dies bedeutet
oft einen erhöhten Verwaltungsaufwand, der insbesondere für
KMU, die möglicherweise nicht über die notwendigen
Ressourcen verfügen, eine erhebliche Belastung darstellen kann.

Zusätzlich müssen Unternehmen häufig neue Kontrollen und
Prüfmechanismen einführen. Dies kann zu steigenden Kosten
führen, die sich negativ auf die Wettbewerbsfähigkeit auswirken
könnten. Die wirtschaftliche Situation in der Region, die bereits
durch die COVID-19-Pandemie und Rohstoffengpässe belastet
ist, könnte durch die Anforderungen des LkSG weiter verschärft
werden. 

Aktuelle Umfrageergebnisse der IHK
Düsseldorf



Die Umfrage der IHK Düsseldorf und des Kreises Mettmann
zeigt, dass viele Unternehmen sich unsicher fühlen, wie sie die
Anforderungen des LkSG umsetzen sollen. Über 60 % der
Befragten äußerten Bedenken hinsichtlich der finanziellen
Auswirkungen, während mehr als 70 % angeben, dass sie
zusätzliche Ressourcen benötigen, um den neuen
Anforderungen gerecht zu werden. Ein weiterer wichtiger Punkt
der Umfrage war, dass mehr als 50 % der Teilnehmer angaben,
nicht ausreichend informiert zu sein über die genauen Pflichten,
die das LkSG mit sich bringt.

Folgende Ergebnisse wurden im Rahmen der Umfrage ermittelt:

Aspekt Prozentsatz
Befürchtungen über finanzielle
Belastungen

60%

Benötigte zusätzliche
Ressourcen

70%

Mangel an_informationen über
das LkSG

50%

Um Unternehmen in der Region zu unterstützen, haben die IHK
und andere Verbände begonnen, Informationsveranstaltungen
und Beratungen anzubieten. Diese Initiativen sollen
Unternehmen helfen, Strategien zur Einhaltung der gesetzlichen
Vorgaben zu entwickeln und die damit verbundenen
Herausforderungen besser zu bewältigen.

Relevante rechtliche und wirtschaftliche
Rahmenbedingungen

Das LkSG ist nicht das erste Gesetz in Deutschland, das
Unternehmen zur Einhaltung von Menschenrechts- und
Umweltstandards verpflichtet. Ähnliche Regelungen gibt es
bereits auf EU-Ebene, wie zum Beispiel das EU-Richtlinie zur
nachhaltigen Unternehmensführung. Diese Entwicklungen
spiegeln einen übergreifenden Trend wider, dass die
Gesellschaft zunehmend von Unternehmen Verantwortung in



Bezug auf soziale und ökologische Belange erwartet.

Auf wirtschaftlicher Ebene Fördermaßnahmen sowie
Innovationsansätze könnten notwendig sein, um die
Wettbewerbsfähigkeit der betroffenen Unternehmen zu sichern.
Das Gesetz könnte auch dazu führen, dass Unternehmen
verstärkt in nachhaltige und ethische Praktiken investieren. Dies
könnte langfristig sowohl die Reputation der Unternehmen
verbessern als auch neue Geschäftsmöglichkeiten eröffnen. Die
Herausforderungen, die sich aus dem LkSG ergeben, könnten
letztlich auch Anreize für Unternehmen sein, innovative
Lösungen zu entwickeln, die sowohl sozialen als auch
wirtschaftlichen Mehrwert schaffen.

Abschließend ist die Einführung des LkSG ein bedeutender
Schritt in Richtung einer verantwortungsbewussteren
Unternehmensführung. Die Erwartungen an die Unternehmen
sind hoch, und es bleibt abzuwarten, wie sie diesen
Anforderungen im Alltag begegnen werden.
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